
Corona  und  Querdenken:  Von
gesellschaftlicher
Durchseuchung  und
Hygienemaßnahmen
von Linda Loony

Schaltet  man  den  Fernseher  oder  das  Radio  ein,  so  fällt  auf,  dass  der
thematische Dauerbrenner „Corona“ weitestgehend abgelöst wurde. In der
Tagesschau  bekommt  selbst  der  Wetterbericht  inzwischen  beinahe  mehr
Sendezeit  als  die  Berichterstattung  rund  um  Hygienemaßnahmen  und
Pandemieverlauf  und  die  knappe  Zusammenfassung  des  täglichen
Infektionsgeschehens wird in den Ohren der pandemiemüden Zuhörer_Innen
nahezu  bedeutungslos.  Hört  man  sich  in  seinem  Umfeld  um,  haben
vermutlich viele bereits den Faden verloren, welche Maßnahmen eigentlich
gelten  –  aber  Corona ist  doch vorbei,  oder?  Zumindest  scheint  dies  die
zentrale  Botschaft  zu  sein,  die  mit  der  Aufhebung  nahezu  aller
Beschränkungen nach dem sogenannten „Freedom Day“ am 20. März gerade
von der Regierung propagiert wird. Obwohl die Zahlen der Neuinfektionen in
Deutschland täglich neue Rekorde erreichen, lautet die Devise „Zurück zur
Normalität“.  Statt  effektiver,  kurzzeitiger  Shutdowns  und  dauerhaftem
Schutz  durch  gezielte  Hygienemaßnahmen,  entschied  sich  die
Bundesregierung  längst  dafür,  geld-  und  ressourcen-„sparend“  das
Pandemietreiben  sich  selbst  zu  überlassen.

Durchseuchung und Profite statt Gesundheitsschutz

In  den  letzten  Monaten  wurde  durch  die  verhängten  Maßnahmen  der
Regierung  immer  offensichtlicher,  dass  es  hierbei  vor  allem  um  die
kurzfristige Verhinderung wirtschaftlicher Einbußen geht, die stets das Wohl
der Bevölkerung zu überwiegen scheinen. So ist es bspw. bereits üblich, dass
in der Schule nur bestätigte Covid-erkrankte Schüler_Innen isoliert werden –
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nicht aber ihre direkten Banknachbar_Innen oder engen Kontaktpersonen.
Gleiches gilt für das Arbeitsleben: Isoliert werden nur nachweislich erkrankte
Personen, für deren Haushaltsmitglieder wird hier keine Notwendigkeit mehr
gesehen,  sich  ebenfalls  zu  isolieren.  Die  Folgen  der  immer  weiter
zurückgenommenen  Maßnahmen  sind  deutlich  im  Infektionsgeschehen
sichtbar. So hat Deutschland laut der offiziellen Statistik der WHO aktuell die
weltweit  dritthöchste  absolute  Zahl  der  Neuinfektionen  pro  Woche
gemessen. Auch die Anzahl der durchgeführten PCR-Tests, die ein positives
Ergebnis lieferten, kletterte laut RKI seit Anfang dieses Jahres von ihren
üblichen rund 20% auf knapp 51%. Dies führt zu nie dagewesenen Anzahlen
von  Krankschreibungen.  In  ohnehin  schon  von  Personalmangel  und
Unterfinanzierung gebeutelten Bereichen wie der Pflege oder pädagogischen
Arbeit ist dies fatal. Auch die Annahme, mit der Omikron-Variante lediglich
einen leichten Schnupfen zu bekommen, verharmlost reale Folgen die das
Long-Covid-Syndrom und ignoriert vulnerable, aus gesundheitlichen Gründen
nicht  geimpfte  Gruppen.  Insgesamt  wurde  in  2  Jahren  Pandemie  kein
nachhaltiges,  internationales  Lösungskonzept  etabliert.  Sinnvolle  Schritte
wie  das  regelmäßige  und  niedrigschwellige  Testen,  der  unbeschränkte
Zugang  zu  PCR-Tests  oder  das  Tragen  von  Masken  werden  weiter
zurückgenommen. Statt die in der Gesundheitskrise deutlicher denn je zu
Tage getretene Unterfinanzierung von Gesundheitswesen,  Betreuung und
Bildung anzugehen, weil  es dazu angeblich nicht genug finanzielle Mittel
gebe,  müssen  wir  nun  zuschauen,  wie  von  denselben  Verantwortlichen
Milliarden für  den Krieg und die  Aufrüstung in  Rekordzeit  bereitgestellt
werden.

Die Nebelkerze “Impfkampagne”

Auch  wurde  bis  heute  das  wirksamste  Mittel  gegen  Corona  –  die
Schutzimpfung – in Deutschland, aber vor allem international unzureichend
eingesetzt.  Dabei  lässt  sich  die  Wirksamkeit  der  Impfung  im
Pandemiegeschehen deutlich beobachten: Die Sterblichkeit, auch wenn sie in
Deutschland mit 200-300 Menschen täglich noch immer erschreckend hoch
ist, sank in den letzten Wochen – zumindest in Relation zu der steigenden
Zahl der Erkrankten. Doch der Anteil der geimpften Bevölkerung bleibt seit



Februar auf dem Niveau von 76% und stieg seit November letzten Jahres
kaum mehr an. Auch die Zulassung des Hoffnungsträger-Impfstoffes Novavax
als  Alternative  zum  mRNA-Vakzin  brachte  nicht  den  gewünschten
Aufschwung  für  die  Impfkampagne.  So  bleibt  infolgedessen  auch  die
Diskussion um die allgemeine Impfpflicht heiß. Doch eine national begrenzte
Impfpflicht hilft uns aus einem globalen Gesundheitsnotstand, in dem vor
allem in den Halbkolonien weiter nur Impfquoten im unteren Prozentbereich
ermöglicht  wurden,  nicht  heraus.  Ohne  eine  international  gerechte
Verteilung der Impfstoffe, eine dafür notwendige Aufhebung der Patente und
die  Weitergabe  von  Produktionsanlagen  in  die  Halbkolonien  wird  das
Infektionsgeschehen  dort  weitertoben,  wodurch  neue  Virusvarianten
entstehen und sich erneut ausbreiten können. Somit bleibt die Pandemie ein
fortwährendes,  sich immer weitertragendes Problem und das  sogenannte
„Pandemiemanagement“  der  Regierung  eine  einzige  Niederlage  ohne
Perspektive.

Zwischen notwendiger Kritik und Leugnung von Notwendigkeiten

Wirft man einen Blick auf die Übersicht aller von Maßnahmen betroffenen
Bereiche der Gesellschaft und des täglichen Lebens, so fällt für Deutschland
rasch  eine  überproportional  hohe  Restriktion  für  das  private  Leben  der
Menschen auf. Während in Unternehmen und Schulen lediglich partiell mit
einschneidenden  Maßnahmen  reagiert  wurde,  waren  private
Zusammenkünfte, Bewegungsfreiheit oder bspw. die Nutzung von Sport- und
Begegnungsstätten  lange  Zeit  und  wiederkehrend  massiv  eingeschränkt
worden. Auch im internationalen Vergleich waren laut WHO in Deutschland
Beschränkungen in Betrieben und Schulen recht lasch. Es gibt also durchaus
berechtigte Kritik an den Maßnahmen der Regierung, die stets so ausgelegt
waren, dass sie den Großbetrieben ja keinen Schaden zufügen und vor allem
möglichst wenig Geld dafür in die Hand genommen werden musste. Doch
diese Kritik und der daraus erwachsende Unmut der Bevölkerung wurde
nicht durch eine starke linke Bewegung abgefangen und kanalisiert. Zwar
gab es bspw. mit ZeroCovid anfangs gute Initiativen, doch auch diese konnte
keinen Massencharakter entwickeln und verschwand nach relativ kurzer Zeit
w ieder  von  der  ö f fent l i chen  B i ld f läche .  So  wurde  es  den



Verschwörungsideolog_Innen  von  Querdenken  besonders  leicht  gemacht,
sich als angebliche Alternative zum desaströsen Pandemiemanagement der
Herrschenden zu inszenieren.

Der Bodensatz der Krisenpolitik

Bereits  vor  dem  Ausbruch  der  Coronapandemie  gab  es  einen
gesellschaftlichen Rechtsruck, welcher selbst eine unmittelbare Folge der
anhaltenden Weltwirtschaftskrise 2008 war. Im Windschatten dieser Krise
konnten  sich  rechtspopulistische  Parteien  und  rassistische  Bewegungen
erfolgreich  etablieren,  während  zeitgleich  der  Aufbau  einer  sozialen
Ant ikr isenbewegung,  getragen  von  den  Gewerkschaf ten ,
Arbeiter_Innenparteien  und  linken  Gruppierungen,  verpasst  wurde.  Die
widersprüchliche Politik der Herrschenden, die halbherzigen Lockdowns und
die  hierdurch  aufgeschobene  Notwendigkeit,  Maßnahmen  gegen  die
Ausbreitung des Coronavirus zu beschließen, welche jedoch größtenteils auf
den  privaten  Bereich  beschränkt  blieben,  sorgten  dafür,  dass  die
Querdenkenbewegung immer weiter an Zulauf gewinnen konnte. Während
die scheinbar harmlosen Kernthemen der Querdenker_Innen, die Kritik an
der Einschränkung von Grundrechten, die Ablehnung der Maskenpflicht und
von  Impfungen,  ihren  Teil  dazu  beitrugen,  dass  ihr  rechtes  Potential
unterschätzt wurde, hat sich die Querdenkenbewegung längst als rechtes
Sammelbecken entpuppt. Je länger der Zickzack-Kurs während der Pandemie
andauerte, desto mehr radikalisierten sich nennenswerte Teile der Bewegung
immer weiter und die Rechten konnten sich im Zuge dieser andauernden
Proteste  erfolgreich  weiter  aufbauen  und  führen  diese  mittlerweile  zum
Großteil  offen  an.  Auch  wenn die  Coronamaßnahmen nun  immer  weiter
zurückgefahren  werden,  ist  nicht  davon  auszugehen,  dass  die
Schwurbler_Innen  einfach  verschwinden.  Selbst  wenn  sich  Querdenken
endlich  “totläuft“,  bleibt  zu  befürchten,  dass  der  Schaden,  welche  die
massive verschwörungsideologische und in Teilen antisemitische Propaganda
der Rechten angerichtet hat, ein längerfristiges, anhaltendes Problem bleibt.
So  wie  PEGIDA  nicht  einfach  nach  der  sogenannten  „Flüchtlingskrise“
verschwunden ist, sondern im Gegenteil nachhaltig ein rassistisches Klima
und  einen  festen  Bodensatz  an  AfD-Wähler_Innen  produziert  hat  und



mittlerweile  mit  Querdenken  nahezu  fusionierte,  werden  auch  nach
Querdenken neue rechte Bewegungen immer wieder entstehen, solange wir
als Linke diesen nicht effektiv etwas entgegensetzen und den Nährboden, auf
dem solche erst entstehen können, den Kapitalismus, für immer austrocknen.

Deswegen fordern wir:

Freigabe der Impfstoffpatente international und eine internationale
Impfpflicht, um der Pandemie endlich wirksam entgegen zu treten,
das gilt auch für regelmäßige Auffrischungsimpfungen!

Schluss mit der Rücknahme aller Maßnahmen, vor allem denen, die
noch notwendig sind (wie z.B. kostenlose Tests oder Maskenpflicht).

Kostenlose Bereitstellung von PCR Tests überall, denn Schnelltests
stellen nun mal Omikron nicht fest.

Stellen wir uns den Rechten auf der Straße entgegen, und blockieren
wir ihre Demonstrationen!

Aufbau  einer  Antikrisenbewegung,  die  eine  antikapitalistische
Alternat ive  zur  Regierung,  aber  auch  zu  den  rechten
Verschwörungstheoretiker_Innen  darstellt!

Mit dem Streik zum politischen
Streikrecht!
von Flo Schwerdtfeger

Auch wenn der 1. Mai heute nicht mehr der große Streiktag ist, der er mal
war, hat das Recht, politisch zu streiken nicht an Relevanz verloren. Was das
bedeutet und wie wir es zurück erkämpfen, erfahrt ihr in diesem Artikel: Wir
haben uns schon in der letzten Ausgabe der Zeitung mit dem Thema des
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politischen Streiks beschäftigt. Damals noch in der Verbindung der Streiks
des  Krankenhauspersonals,  der  Gorillas-Lieferfahrer_Innen  und  des
Bahnpersonals,
welche alle, relativ zeitgleich Ende letzten Jahres stattfanden.
Diese  Streiks  zielten  in  erster  Linie  auf  die  Verbesserung  der
Arbeitsbedingungen  ab,  wie  z.B.  bessere  Bezahlung,  unter
anderem um sich an die Inlation anzupassen. Darüber hinaus ging es aber
auch um Forderungen, die nicht nur von den
Arbeitgeber_Innen  umgesetzt  werden  können.  Im  Fal le  des
Krankenhauspersonals ging es auch um die Schaffung neuer Arbeitsplätze,
um  langfristig  Entlastung  in  der  angespannten  Lage  im  Plegesektor  zu
schaffen.  Die  Gorillas-Fahrer_Innen  sprachen  sich  ihrerseits  für  mehr
Arbeitsschutz aus, um nicht mit schlechter Technik bei schlechtem Wetter ihr
Leben  riskieren  zu  müssen.  Diese  Forderungen  können  zwar  von  den
Arbeitgeber_Innen erfüllt werden jedoch nur wenn diese das auch wollen,
und niemand kann sie so einfach dazu zwingen, deswegen wäre es besser
eine politische Verankerung, die Arbeitsschutz oder ausreichendes Personal
zur Plicht macht, zu erkämpfen.
Wenn wir nun den Blick in die Gegenwart richten, wird der politische Streik
immer wichtiger. Er könnte der einzige wirkungsvolle Weg sein, den Krieg
Russlands gegen die Ukraine zu beenden. Er kann aber auch die Lösung sein,
wie wir es schaffen, die Klimabewegung zum Sieg zu führen.

Was ist ein politischer Streik?

Wenn von einem Streik geredet wird, wird damit meist der Arbeitskampf der
Arbeiter_Innen  eines  einzelnen  Unternehmens  gemeint.  Bei  dieser
Aktionsform  ist  das  Ziel,  durch  das  Niederlegen  der  Arbeit  bessere
Arbeitsbedingungen  zu  erkämpfen,  beispielsweise  bessere  Gehälter,
Arbeitsschutzmaßnahmen und weitere Dinge, die zwischen Arbeiter_Innen
und  Bourgeoisie  direkt  ausgehandelt  werden  können.  Dabei  ist  das
Druckmittel  die  ausbleibenden  Gewinne  des  Unternehmens,  da  nichts
produziert wird, und somit auch kein Mehrwert generiert werden kann. Es
gibt  aber  auch,  wie  bereits  erwähnt,  den politischen Streik.  Dieser  zielt
darauf ab, auch durch das Anhalten der



Arbeit,  Forderungen gegenüber der  Regierung umzusetzen bzw.  diese in
ihrem Handeln zu blockieren. In Deutschland
liegt das größte Beispiel dafür in dem Generalstreik, der als Folge auf den
Kapp-Putsch geführt wurde. 1920 kam
es zu einem Putsch-Versuch gegen die Weimarer Republik durch reaktionäre
Militärs. Dieser wurde mitunter durch die
streikende Bevölkerung beendet und abgewehrt, indem sich Arbeiter_Innen
bewaffneten und zwischenzeitlich 300.000 von ihnen im Ruhrgebiet in den
Streik traten.  Ziel  eines solchen Streiks kann es also sein,  die Politik in
Handlungszwang zu versetzen. Um bei den oben genannten Beispielen zu
bleiben,  kann  so  z.B.  die  Arbeiter_Innenklasse  gemeinsam  mit  den
Soldat_Innen einen Krieg beenden. Während die Soldat_Innen den Kampf an
der Front nicht weiterführen, werden in der Heimat auch keine Güter und
Waffen mehr für den Krieg produziert. Gemeinsam wird so auch enormer
Druck  auf  die  Regierung  aufgebaut,  die  ohne  die  Unterstützung  der
Bevölkerung  den  Krieg  so  gut  wie  gar  nicht  weiterführen  könnte.

Warum tun wir das dann nicht einfach?

In Deutschland ist der politische Streik jedoch problematisch, da er als illegal
gilt. Grund dafür ist, dass dadurch ein Erzwingungsstreik verhindert werden
soll. Wie der Name schon sagt, ist das Ziel der Aktionsform, durch den Streik
eine
politische Forderung der Streikenden zu erzwingen. Daneben gibt es aber
auch den Demonstrationsstreik. Bei diesem wird die Arbeit niedergelegt, um
an Demonstrationen teilzunehmen, sie durchzuführen und so auf politische
Forderungen  aufmerksam  zu  machen.  Dabei  bleibt  es  aber  bei  dem
Demonstrationsstreik – es wird nicht versucht, die Forderungen durch die
Aktionsform umzusetzen.
Grundlage  für  das  Verbot  des  Erzwingungsstreiks  ist  die  Auslegung der
parlamentarischen Demokratie. In dieser kann
der demokratische Wille nur in den verschiedenen Wahlen, von Bundestags-
bis Kommunalwahlen und den wenigen anderen Möglichkeiten wie Petitionen
oder Bürgerbeteiligungen kundgetan werden. Daraus folgt auch, dass das
Verbot  des  Streiks  die  „Erpressbarkeit“  des  Staates  vermeiden  soll.  Ein



Streik  würde  dieses  Selbstverständnis  brechen  und  es  ermöglichen,
thematisch  und zeitlich  direkter  auf  den Staat  einzuwirken.  Dies  ist  ein
absurdes Argument, wenn man sich die massive Korruption/Lobbyismus und
damit  die  direkte  Einlussnahme der  Kapitalist_Innenklasse  auf  den Staat
ansieht.
Schaut man auf einige Branchen zeigt sich auch sehr schnell, wie schwer ein
Streik der Arbeiter_Innen in dieser Branchen das gesellschaftliche Leben
zum Stehen bringen könnte: Die Streiks des Bahnpersonals beweisen das
immer
wieder, aber auch ein Streik der Lehrer_Innen hätte drastische Folgen, man
denke nur an die Aufgeschmissenheit
während der Phasen des Homeschoolings. Und dabei wurden die Kinder noch
teilweise betreut, das wäre bei einem Streik vielleicht nur noch sporadisch
möglich. Und das sind nur einzelne Gruppen, die streiken. Bei einem
politischen Streik vernetzen sich die Arbeiter_Innen verschiedener Bereiche
ja meist für übergeordnete Ziele. So
können sie im Idealfall auch nicht gegeneinander ausgespielt werden, wie es
bei jedem Bahnstreik der Fall ist.
Ein anderes Problem welches in dem Zusammenhang mit dem politischen
und  gewerkschaftlichen  Streik  zusammenhängt,  ist  die  Untrennbarkeit
beider  Formen.  Politische  Streiks  wirken  sich  auch  immer  auf  die
Unternehmer aus,  es  gehört  schließlich auch zu dieser Aktionsform. Der
gewerkschaftliche  Streik  wirkt  sich  ebenfalls  bei  langer  Laufzeit  auf  die
Politik  aus,  da  sie  in  gewisser  Weise  immer  als  Vermittler  zwischen
Proletariat und Bourgeoisie wirken soll (natürlich nur soweit die Grundsätze
der  Herrschaft  des  Kapitals  (ihre  Besitzverhältnisse)  nicht  angegriffen
werden,  und mit  dem Ziel  den Klassenkampf zu mildern),  aus den vorig
erklärten Auswirkungen auf die restliche Gesellschaft.

Politische Selbstbestimmung der Arbeiter_Innen statt Illegalisierung!

Es ist ein weiterer Ausdruck der Arbeiter_Innenfeindlichkeit, wie mit dem
Streikrecht  umgegangen wird:  So wenig wie möglich werden Rechte für
Arbeiter_Innen eingeräumt. Der politische Streik ist verboten und mit der
deutschen  Demokratie  nicht  vereinbar.  Sollte  er  doch  durch  die



Meinungsfreiheit  gedeckt  sein,  kann  es  immer  noch  zu  Problemen
mit  dem  Arbeitgeber_Innen  kommen.  Gewerkschaftliche  bzw.  tariliche
Streiks  sind  nur  nach  Ablauf  der  Tarifrunden
möglich  und können so  auch von Arbeitgeber_Innen stark  eingeschränkt
werden.
Wir sehen an diesem Beispiel aber auch, wie wenig Einluss von uns auf die
parlamentarische Demokratie genommen
werden  kann  und  wie  starr  sie  ist.  Wir  müssen  also  weiterhin  für  ein
politisches  Streikrecht  eintreten,  als  erste  Form  uns  Gehör  in  dem
derzeitigen System zu verschaffen. Wir müssen langfristig aber auch für die
Ersetzung  der  parlamentarischen  Demokratie  durch  die  Rätedemokratie
eintreten, in der jede Person, dort wo sie lebt,
arbeitet  und lernt organisiert  ist  und sich politisch einbringt.  Und damit
kommen wir auch wieder zu der Überschrift
zurück: Diese Ziele wird uns die Bourgeoisie nicht schenken, wir müssen sie
uns selber erkämpfen, eben mit dem politischen Streik!

Gegen die Illegalisierung politischer Streiks!

Für eine proletarische Antikriegsbewegung, in der
Arbeiter_Innen, Soldat_Innen & Jugendliche gemeinsam
gegen die Kriege der Bourgeoisie streiken &
kämpfen!

Für Streiks am 1. Mai gegen die aktuellen politischen
Fehler, wie Aufrüstung und schlechte
Klimapolitik, statt Bier-Trinken und sich selbst
feiern (von Gewerkschaften, und Linker, sowie
SPD)



Grundlagen  des  Marxismus:
Warum  gibt  es  immer  noch
Krieg?
von Felix Ruga

Mit dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine hat wirklich kaum
jemand  gerechnet.  Alle  dachten,  dass  Putin  niemals  so  „verrückt“  sein
könnte, wirklich eine offene Aggression zu starten. Und trotzdem kam sie
dann  und  seitdem  sind  sich  alle  einig  –  von  der  Bildzeitung  bis  zur
Bundesregierung -, dass das die Einzeltat eines Verrückten sei, der zu Fall
gebracht gehört, dann wird es wieder Frieden in Europa geben. Es ist klar,
dass  Marxist_Innen  widersprechen  müssen,  wenn  große  historische
Zusammenhänge mit dem Charakter großer Männer erklärt werden, denn
wir in den die Ursachen im System. Das wurde in dem Fall  genauer in
unseren anderen Artikeln zum Thema erklärt, aber der jahrelange Konflikt in
der  Ukraine  geht  zweifelsohne  um  die  Frage,  welcher  Machtblock  den
größten Einfluss in der Ukraine haben soll: Russland oder die NATO? Und da
stellt sich nun die Frage:

Warum gibt es überhaupt Einflusssphären?

Dass die Welt in Einflusssphären eingeteilt wird, ist nichts, was erst mit dem
Kapitalismus  entstanden  ist.  Mit  Einflusssphären  meint  man Länder,  die
wirtschaftlich oder politisch von anderen, stärkeren Ländern abhängig oder
sogar  gelenkt  sind.  Das  gab  es  auch  schon  in  vorkapitalistischen
Gesellschaften.  Im  Kapitalismus  hat  dies  die  Form  der  Kolonialisierung
angenommen, bei der die Länder Lateinamerikas, Afrikas und Teilen Asiens
den Kolonialreichen angeschlossen und dann ausgebeutet wurden. Nach dem
2. Weltkrieg ist die Form der Vollkolonien verloren gegangen und stattdessen
überwiegt jetzt die Halbkolonie.

„Halbkolonie“, weil sie formal-politisch unabhängig ist, aber dennoch durch
die  wirtschaftliche Abhängigkeit  von einem oder  mehreren Ländern eine
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Kolonie ist, also auch politisch hörig.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts veränderte sich etwas Fundamentales im
Kolonialsystem  und  die  Arbeiter_Innenbewegung  entwarf  die
Imperialismustheorien,  um  dies  zu  beschreiben.  Diese  besagt,  dass  der
Kapitalismus seinen eigentlichen Zweck erfüllt hat, die Welt in ein globales
System zu integrieren, denn dieses System ist nun hergestellt. Die gesamte
Welt ist mittlerweile in Großmächte und abhängige Länder aufgeteilt und
diese Abhängigkeit ist immer wichtiger geworden, weil das Kapital in den
imperialistischen Nationen nicht mehr genug Absatz findet und nun auch in
die schwächeren Länder anlegt.

Da  die  imperialistischen  Nationalstaaten  vor  Allem  die  Interessen  ihrer
nationalen kapitalistischen Klasse vertreten, müssen sie stets bestrebt sein,
ein  möglichst  effizientes  imperialistisches  System  aus  Halbkolonien
aufzubauen,  denn  je  effizienter  dieses  ist,  desto  größere  wirtschaftliche
Potentiale  hat  man.  Das  bedeutet  nicht  unbedingt,  dass  es  dabei  immer
ausschließlich  darum  geht,  wirtschaftlich  relevante  Einflusssphären  zu
behaupten.  Bei  manchen  Ländern  geht  es  mehr  um  „geostrategische“
Gründe, also dass sie militärisch gut liegen, eine konkurrierende Macht in
der  Ausbreitung  blockieren  oder  andernfalls  eine  Gefahr  für  das  eigene
imperialistische System darstellen würden.

Und warum kommt es zu Eskalationen?

Oft  bedeutet  „gute“  imperialistische  Politik  die  Ausweitung  der  eigenen
Einflusssphäre. Dies entspricht im imperialistischen Zeitalter, andere Mächte
zu  verdrängen.  Bei  Halbkolonien  nimmt  das  meist  zunächst  die  Form
erhöhter wirtschaftlicher Aktivitäten ein. Mit guten Preisen oder günstigen
Investitionen möchte  man Teile  des  Marktes  in  der  Halbkolonie  an  sich
reißen. Ab einem gewissen Punkt kann man die wachsende wirtschaftliche
Abhängigkeit  dazu  ausnutzen,  an  die  Halbkolonie  auch  politische
Forderungen  zu  stellen.  Wenn  sich  die  Halbkolonie  nun  dagegen  wehrt
können auch ganz schnell  Sanktionen oder Wirtschaftsblockaden erhoben
werden,  oder  reaktionäre  Putschbewegungen  unterstützt.  Oder  eine
Großmacht  geht  mit  dem  Brecheisen  vor  und  marschiert  direkt  ein.



Dieses  Verdrängen  der  alten  Macht  ist  selbstverständlich  eine  heftige
Provokation.  Wenn  diese  unbeantwortet  bleibt  und  damit  die  Eskalation
einseitig nicht mitgetragen wird, dann bedeutet das auf kurz oder lang, dass
die alte Macht ihre Position verliert. Dadurch gibt es einen Zwang, in der
imperialistischen  Weltpolitik  Eskalationen  mitzugehen,  denn  jede
Großmacht, die das nicht tut, ist bald keine Großmacht mehr. Diese Konlikte
werden  nur  im  Extremfall  mit  unmittelbarer  militärischer  Gewalt
ausgetragen.  Politische  Isolation,

wirtschaftliche Sanktionen oder militärische Drohkulissen gehen dem meist
voraus und gehören zum gleichen imperialistischen Werkzeugkasten wie der
Krieg.  Daher  auch  der  bekannte  Ausspruch  „Der  Krieg  ist  eine  bloße
Fortsetzung  der  Politik  mit  anderen  Mitteln“.  Und  solange  es  die
imperialistische Konkurrenz gibt, solange wird es auch immer die Gefahr von
Krieg geben.

Was machen wir dagegen?

Ein  wirkungsvoller  Widerstand  gegen  den  Krieg  darf  nicht  beim bloßen
Pazifismus stehenbleiben.  Einfach nur  gegen Krieg zu sein,  reicht  leider
nicht.  Wir  müssen das System,  das  den Krieg hervorbringt,  überwinden.
Deswegen benötigt eine Friedensbewegung eine klare antiimperialistische
Haltung, die sich in innerimperialistischen Konflikten auf keine der beiden
Seiten stellt, auch wenn die eine Seite aggressiver oder böser wirkt. Wir
müssen  uns  gegen  das  gesamte  imperialistische  System aufstellen!  Und
dafür nehmen wir eine internationalistische Perspektive ein und wollen uns
mit  den  Arbeiter_Innen-  und  Friedensbewegungen  anderer  Länder
verbünden, wobei jede zunächst den eigenen imperialistischen Nationalstaat
zum Hauptfeind nimmt, um nicht gegeneinander ausgespielt zu werden.

Allerdings verteidigen wir immer das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter
Völker und von Halbkolonien. Wenn wir gemeinsam ein neues, sozialistisches
Weltsystem erkämpfen, dann können wir den Krieg auch endgültig beenden!

Daher fordern wir:

Für den Aufbau einer internationalen Antikriegsbewegung gegen den



Kapitalismus  als  Kriegsursache  aus  Arbeiter_Innen  und
Unterdrückten

Gegen imperialistische Aufrüstung und Militärbündnisse wie NATO
oder OVKS

Für  das  Selbstbestimmungsrecht  aller  Völker  und  unterdrückten
Halbkolonien

Solidaritätserklärung  mit  Solid
Berlin: Sozialistische Positionen
gegen  bürokratische  Angriffe
verteidigen!
Der Berliner LINKE-Vorstand plant, die Finanzierung der Jugendorganisation
Solid  Berlin  zu streichen.  Solidaritätserklärung linker,  sozialistischer  und
gewerkschaftlicher Gruppen und Einzelpersonen mit Solid Berlin.

Seit  Längerem  schon  kritisiert  die  Linksjugend  Solid  Berlin,  der
Jugendverband  der  Berliner  Linkspartei,  den  Regierungskurs  der
Mutterparte i .  Am  Sonntag,  den  10 .  Apr i l ,  bekräf t igte  d ie
Landesvollversammlung  von  Solid  Berlin  die  Gegnerschaft  zur
Regierungsbeteiligung  und  forderte  den  Austritt  der  LINKEn  aus  dem
Berliner  Senat.  Ebenso  positionierte  sich  der  Verband  gegen  Krieg  und
Aufrüstung ohne Unterordnung unter Russland oder unter die NATO, sowie
für die entschädigungslose Enteignung von Deutsche Wohnen und Co. Mit
diesen Positionen wirbt die Linksjugend Solid Berlin für eine sozialistische
Oppositionspolitik  im  Gegensatz  zum Regierungskurs  der  Parteispitze  in
Berlin und bundesweit.
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Kritik an der Parteispitze zu üben, ist gerade das grundsätzliche Recht des
Jugendverbandes und seine Existenzberechtigung.  Laut  Zeitungsberichten
unter anderem des Tagesspiegel vom 14. April sowie des neuen deutschland
vom 19. April plant die Berliner LINKE-Landesvorsitzende Katina Schubert
jedoch, die Finanzierung des Jugendverbandes zu streichen, weil sie mit den
inhaltlichen Beschlüssen der Landesvollversammlung von Solid Berlin nicht
einverstanden ist.  Mit  dieser bürokratischen Methode will  die Spitze der
Landespartei  die inhaltliche Auseinandersetzung mit den Beschlüssen der
Landesvollversammlung von Solid Berlin vom 10. April verhindern, die die
Positionen der Linkspartei in Berlin und bundesweit kritisieren.

Insbesondere  kritisiert  Schubert  die  beschlossene  Positionierung  “zur
Situation in Israel und Palästina”, die unter anderem ein bedingungsloses
Rückkehrrecht  für  alle  Palästinenser:innen,  die  Benennung  Israels  als
Apartheidsstaat sowie die Unterstützung einer binationalen sozialistischen
Ein-Staaten-Lösung auf dem Gebiet des historischen Palästinas beinhaltet.
Wie  der  Neuköllner  LINKE-Bezirksverband  schreibt,  bewegen  sich  diese
Positionen “im Rahmen des Parteiprogramms der LINKEN”.

Unter dem Vorwand des Antisemitismus, befeuert von einer Hetzkampagne
des Springer-Blattes DIE WELT, sollen jedoch nicht nur diese Positionen
unsagbar gemacht, sondern die gesamte kritische Haltung von Solid Berlin
zum  Regierungskurs  der  Mutterpartei  mundtot  gemacht  werden.  Dabei
schreckten sie auch nicht davor zurück, einen Genossen als jüdische Stimme
mundtot  zu  machen  und  ihn  in  der  Springerpresse  als  antisemitisch  zu
diffamieren . Zum Jahresanfang fielen Teile des Bundessprecher:innenrats
durch  Hasstiraden  gegen  Palästinenser:innen  auf.  Unter  anderem
bezeichnete  ein  Mitglied  des  höchsten  Solidgremiums  Palästina  als  ein
“Phantasialand”. Der Vorfall bleibt bis dato von der Partei unkommentiert
und offensichtlich „im Rahmen des linken Parteiprogramms“.

Wir Unterzeichner:innen erklären uns solidarisch mit Solid Berlin, auch wenn
wir hinsichtlich der Positionen des Verbands unterschiedlicher Meinung sein
können.  Wir  lehnen  entschieden  die  bürokratische  Methode  der
Meinungsunterdrückung  gegenüber  dem  Jugendverband  ab,  die  eine
antidemokratische  Zwangsdisziplinierung  darstellen  und  die  inhaltliche
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Auseinandersetzung  mit  den  Positionen  der  Linksjugend  Solid  Berlin
verhindern sollen. In diesem Sinne schließen wir uns den Äußerungen von
Ulas  Tekin  sowie  von Ferat  Koçak im nd  an,  die  sich  klar  gegen diese
Methode ausgesprochen haben. Wir machen uns auch den Beschluss der
LINKE-Basisorganisation Wedding vom 14. April zu eigen: Solid Berlin hat als
“eigenständiger  Verband,  der  auch das  Recht  über  einen eigenständigen
Willensbildungsprozess hat”, das Recht, die Positionen der LINKEn in Berlin
und bundesweit zu kritisieren und eigene Positionen zu vertreten. “Wenn
Katina Schubert und andere andere im geschäftsführenden Landesvorstand
andere Meinungen vertreten, dann sollte dieser Dissens über Argumente und
nicht  über  Repressionen  geklärt  werden.  Wir  fordern  daher,  dass  die
Autonomie der Linksjugend [’solid] Berlin vollständig erhalten bleibt und die
Parteispitze Ihre Pläne zur Einschränkung der Verfügungsgewalt über die
eigenen Mittel beendet.“

Erstunterzeichner:innen
Gruppen:
Migrantifa Berlin
Jewish Bund
Palästina  Spricht  Bewegung  (Koalition  für  palästinensische  Rechte  und
gegen Rassismus)
Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost
Jüdisch-israelischer Dissens
„Bundestag 3 für Palästina“ BT3P
RIO / Klasse gegen Klasse
Gruppe ArtbeiterInnenmacht
Revolution
Ko-Kreis LINKE BO Wedding
LINKE Kreisverband Siegen-Wittgenstein
AKL Bünde
linksjugend [`solid] ROSA
linksjugend [`solid] Neuglienicke
linksjugend [`solid] Moabit / Tiergarten
linksjugend [`solid] Stuttgart
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linksjugend [`solid] Heidelberg
linksjugend [`solid] Rems-Murr
linksjugend [`solid] Ortenau
linksjugend [`solid] Pforzheim
LAK Klassenkampf Niedersachsen/Bremen
linksjugend [`solid] Links der Weser
linksjugend [`solid] Salzgitter
linksjugend [`solid] Wolfenbüttel
linksjugend [`solid] Braunschweig
Jugendkommune Sara Dorşîn
Berlin for India
Wedding United
Berlin Migrant Strikers
India Justice project

Einzelpersonen:
Ferat Ali Kocak, Mitglied des Abgeordnetenhauses Berlin
Bettina Gutperl, Ko-Kreis BO Wedding und Bundesvorstand DIE LINKE
Ulas Tekin, Mitglied im Landesvorstand von die LINKE Berlin
Leonard  Diederich,  Mitglied  im  Bezirksvorstand  die  LINKE  Mitte  und
Sprecher  BO  Moabit
Franziska Lindner, Mitglied im Bezirksvorstand die LINKE Mitte
Marius Weichler, Vorsitzender des LinksTreff Wedding e.V.
Thierry Kruber Ko-Kreis BO Wedding
Niklas Schrader, Ko-Kreis BO Wedding
Fabian Nehring, Ko-Kreis BO Wedding
Ava Matheis, Delegierte für den Bezirk Mitte des 8. Landesparteitags die
LINKE Berlin
Sungsoo Park, Mitglied in der BO Rixdorf
Robin Bitter, Kreisvorstand LINKE Düsseldorf
Michael Sappir, Mitglied bei SDS Leipzig
Yuval Gal cohen, Aktivstin bei Jüdisch-israelischer Dissens
Shira Bitan, Aktivistin bei Jüdisch-israelischer Dissens
Yossi Bartal, Die LINKE Neukölln
Judith Bernstein, BT3P



Amir Ali, BT3P
Christoph Glanz, BT3P
Yasemin Cetinkaya, Schauspielerin
Soulmade Dam, Produzent

Unterschreibt den Brief sehr gerne mit eurer Gruppe, Linksjugend- oder DIE
LINKE Gliederung oder einfach als Einzelperson. Schreibt dafür eine kurze
Mail an nord-berlin@solid-berlin.org

SDAJ-Konferenz:  Kein  Schritt
zur Antikriegsbewegung
Jonathan Frühling, REVOLUTION, 25. April 2022

Am Samstag, den 23. April 2022, lud ein von der SDAJ geführtes Bündnis,
bestehend  aus  u.  a.  DIDF,  [‚solid],  ver.di  Jugend,  GEW  Jugend  und
Naturfreundejugend  zu  einer  Antikriegskonferenz  von  Jugendlichen  ein.
Revolution beteiligte sich mit Genoss_Innen aus verschiedenen Städte daran,
auch wenn wir  –  wie  eine  Reihe  anderer  linker  Gruppen –  nicht  in  die
Vorbereitung involviert worden waren.

Da die SDAJ ihre gesamte Mitgliedschaft mobilisierte, waren ca. 250 Leute
anwesend, was sehr beachtlich war. Insgesamt begrüßen wir diesen Vorstoß
und haben uns deshalb gerne daran beteiligt. Allerdings hat die Konferenz
am Ende mehr den desaströsen Opportunismus der SDAJ zur Schau gestellt,
als  dass  sie  die  Antikriegsbewegung  praktisch  oder  theoretisch
vorangebracht  hätte.

Expert:innenvorträge und Workshops

Zu Beginn gab es sogenannte „Expert:innenvorträge“ z. B. von der LINKEN
und einem ehemaligen IG Metall-Vorstandsmitglied. Das war zwar zum Teil
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interessant,  allerdings  konnten  uns  diese  Leute  mit  ihrem  lauwarmen
Reformismus keine Antworten auf  Krieg,  Aufrüstung und imperialistische
Unterdrückung liefern. Es schloss sich eine Workshopphase an, in der relativ
frei diskutiert werden konnte. Allerdings war auch hier der Fokus vor allem
auf Deutschland gerichtet. Dort brachten unsere Genoss_Innen ein, dass wir
uns unbedingt zur NATO und zum Krieg in der Ukraine positionieren müssen,
was von der SDAJ kategorisch zurückgewiesen wurde. Am Ende kam eine
Frau aus dem Vorstand der SDAJ sogar auf uns zu und hat gesagt, es wäre
unsolidarisch, wenn wir das vor dem großen Podium ansprechen würden,
weil sich ja die Organisator_Innen im Vorfeld schon geeinigt hatten, dazu zu
schweigen!

Die Resolution

Zum  Schluss  wurde  eine  Resolution  verabschiedet.  Sie  war  allerdings
politisch  extrem schwach.  Es  gab  KEINE (!)  Einschätzung der  aktuellen
(Welt-)Lage, sondern nur ein paar antimilitaristische Forderungen. Diese sind
zwar unterstützenswert, aber fokussieren sich nur auf Deutschland. Zudem
reichen  sie  nicht  dazu  aus,  einer  Antikriegsbewegung  der  Jugend
Handlungsorientierung  zu  geben,  zumal  sie  sich  um alle  internationalen
Fragen  drücken.  Folgende  Worte  fanden  überhaupt  keine  Erwähnung:
Arbeiter_Innenklasse,  Gewerkschaft,  Streik,  NATO,  Russland,  (Anti-
)Kapitalismus, Imperialismus. Das alleine sollte Beweis genug dafür sein, wie
unzureichend die Resolution ist.

Aufgrund  unserer  Intervention  in  der  Workshopphase  fühlte  sich  der
Vorstand  der  SDAJ  dazu  genötigt,  vor  der  Diskussion  zur  Resolution
anzukündigen, dass man bitte nichts zu dem Ukrainekrieg sagen soll!  Es
gebe  dazu  keine  Einigung  unter  den  Gruppen  und  deshalb  hätten  die
Organisator:innen im Vorfeld beschlossen, die Frage auszuklammern! Als von
uns  und  der  MLPD-Jugendorganisation  Rebell  Anträge  zu  den  Themen
imper ia l i s t i sche  Aggress ion ,  NATO  und  e inem  Bezug  zur
Arbeiter:innenklasse  eingebracht  wurden,  wurde  einem  unserer
Genoss:innen sogar kurzzeitig das Mikrophon aus der Hand gerissen! Die
Anträge wurden dann von der Protokollantin zum Teil gar nicht notiert oder
mit der Begründung „Es hat ja jemand dagegen gesprochen“ einfach nicht in



die  Resolution  aufgenommen.  Eine  demokratische  Abstimmung  zu  den
gestellten  Anträgen  fand  einfach  nicht  statt!  Diese  bürokratische
Vorgehensweise war wirklich eine Schande. Da das beschämende Verhalten
der SDAJ-Führung offen vor dem gesamten Plenum passiert ist,  bleibt zu
hoffen, dass das nicht nur uns übel aufgestoßen ist.

Auch  praktisch  sah  es  nicht  rosiger  aus.  Die  beachtliche  Größe  dieser
Konferenz wurde nicht dazu genutzt, Aktionen wie z. B. dezentrale Aktionen
an  dem  Tag,  an  dem  im  Bundestag  über  den  100-Mrd.-Sonderetat  der
Bundeswehr abgestimmt wird,  zu planen.  Stattdessen blieb es bei  einem
folgenlosen „Beteiligt euch an Aktionen zum 8. Mai (Tag der Befreiung) und
zum 1. September (Antikriegstag)!“

Die Tatsache, dass für dieses zentrale Papier nur 20 Minuten für Diskussion,
Anträge  und Abstimmung geplant  waren,  zeigt,  dass  ein  demokratischer
Prozess zur Erstellung einer Resolution von Anfang an nicht gewünscht war.

Fazit

Die  Konferenz  hätte  dazu  genutzt  werden  können,  um  die  drängenden
Fragen zum Thema Krieg und Frieden unserer Zeit zu diskutieren. Es ist so
wichtig,  dass  wir  unsere  Analysen  und  Forderungen  austauschen  und
diskutieren. Nur wenn wir verstehen, was gerade passiert und wieso, können
wir  programmatische  Antworten  finden  und  um  dieses  Programm  eine
schlagkräftige Bewegung formieren.

Das Argument, dass man alle strittigen Punkte ausklammert und z. B. nicht
die  NATO  kritisiert,  damit  ver.di  die  Resolution  unterstützt,  ist  feiger
Opportunismus  und  blockiert  den  Aufbau  einer  kämpferischen
Antikriegsbewegung. Wie sollen wir die Millionen Gewerkschaftsmitglieder
und Jugendlichen von unseren Positionen überzeugen, wenn wir sie ihnen
nicht mitteilen und einladen, darüber zu diskutieren?

Leider bleibt zu sagen, dass die Konferenz keinen Schritt in Richtung einer
Jugendbewegung gegen Krieg setzte.  Am Ende sind wir alle nach Hause
gefahren und konnten uns nicht einmal denken: „Schön, dass wir mal drüber
geredet  haben.“  Denn  selbst  das  war  von  den  Organisator_Innen  nicht



gewünscht.

Antikriegsbewegung aufbauen –
aber wie?
Jaqueline Katherina Singh

Seit der Invasion des russischen Imperialismus in die Ukraine hört man öfter
das Wort „Zeitenwende“, denn der Krieg hat eine neue eine neue Phase der
Weltpolitik  eingeläutet.  Millionen  Menschen  sind  bisher  zur  Flucht
gezwungen worden, Tausende sind der Kriegsführung zum Opfer gefallen
und Unzählige werden noch folgen.  Das wirft  Fragen auf,  die  sich viele
deswegen stellen: Wie kann das Morden gestoppt werden? Wie kann Frieden
hergestellt werden? Diese Fragen haben sich auch die Millionen Menschen
gestellt, die ihre Solidarität mit den Menschen in der Ukraine Woche für
Woche auf die Straße tragen. In unserem Artikel wollen wir beleuchten, auf
welcher Grundlage eine Antikriegsbewegung erfolgreich sein kann und wie
wir sie aufbauen können.

Was ist Krieg?

Bevor wir uns jedoch konkreten Forderungen widmen, brauchen wir jedoch
das  Verständnis,  dass  Kriege  ein  Ergebnis  von  Klassengegensätzen  im
Kapitalismus sind und nicht nur durch machtpolitische Kalküle entstehen
oder von „verrückten Diktatoren“ gemacht werden.  Auf  den ersten Blick
wirkt  Krieg  wie  etwas  Vermeidbares.  Da  im  Kapitalismus  jedoch  alle
Kapitalfraktionen weltweit in Konkurrenz zueinander stehen und immer mehr
Profite akkumulieren müssen, während die Ressourcen der Welt aber endlich
sind, kommt es immer wieder zu der Situation, dass sich die Nationalstaaten,
die hinter den jeweiligen Kapitalfraktionen stehen, darum bekriegen, wer das
größere Stück vom Kuchen abbekommt.
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Was bedeutet das konkret?

Anders ist es auch nicht im Falle der Ukraine wie wir an anderer Stelle in
dieser Zeitung ausführlich beschrieben haben. Sagt man in diesem Krieg
zwischen verschiedenen imperialistischen Blöcken jetzt nur „Hände weg von
der Ukraine“ – wie bei dem großen Protesten Ende Februar – und sonst
nichts,  blendet  man  die  strukturellen  Gründe  aus,  die  zu  diesem Krieg
geführt haben. Aber auch reiner Pazifismus á la „Legt doch einfach alle die
Waffen  nieder!“  kann  nicht  die  Grundlage  einer  internationalistischen
Antikriegsbewegung  sein,  weil  auch  dieser  nicht  die  Wurzel  des  Problems
angreift und deswegen praktisch recht wenig bringt. Historisch ist leider
auch  oft  geschehen,  dass  sich  die  überzeugtesten  Pazifist_innen  in  der
Konfrontation  der  eigenen  herrschenden  Klasse  anbiedern  und  im
schlimmsten Fall zu Kriegsbefürworter_innen werden. Das kann man nicht
nur bei ehemaligen Pazifist:innen aus der SPD und den Grünen sehen, die
jetzt  100 Milliarden für  die  Bundeswehr durchgewunken haben,  sondern
auch  bei  den  NGOs,  den  Gewerkschaftsführungen  und  den  Spitzen  der
Linkspartei,  die allesamt die Wirtschaftssanktionen akzeptieren. Das lässt
uns mit der Frage zurück: Was müssen stattdessen die Grundlagen einer
Antikriegsbewegung sein?
Kernforderungen sind:

1.  Der  Hauptfeind  steht  im  eigenen  Land!  Klassenkampf  statt
nationaler  Einheit!

Deutschland und der Westen verteidigen nicht das Selbstbestimmungsrecht
der  Ukraine,  sondern  verfolgen  vielmehr  das  Ziel,  Russland  als
imperialistischen Konkurrenten auszuschalten und die Ukraine dauerhaft zu
ihrer Halbkolonie zu machen. Die Behauptung, dass es den herrschenden
Klassen  Deutschlands  oder  seiner  NATO-Verbündeten  um  einen  Kampf
zwischen Demokratie und Diktatur, zwischen Willkür und Menschenrechten
ginge, ist eine Lüge. Sie soll nur die Bevölkerung auf Aufrüstung, NATO-
Expansion nach Osten, Unterstützung der Sanktionen und ggf. ein direktes
militärisches Eingreifen ideologisch vorbereiten und einstimmen. Deswegen
ist  es  wichtig,  dass  wir  hierzulande  nicht  zu  den  deutschen  Interessen
schweigen, sondern klar sagen:



•Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Gegen  alle  Sanktionen,  Aufrüstung,
NATO-Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!  Gegen  NATO-
Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!

2. Keinen Cent für den deutschen Imperialismus! Wir zahlen nicht für
den Krieg!

Dem neuen militärischen Kurs  und der  „Zeitenwende“ eines  Olaf  Scholz
sollen wir nicht nur zustimmen, sondern auch noch dafür zahlen. Die 100 000
000 000 Euro für die Bundeswehr sind dabei nur die Spitze des Eisbergs. Es
kommen  steigende  Preise  infolge  der  Sanktionen,  die  schon  jetzt  beim
Einkaufen deutlich zu spüren sind. Folgen können Sozialabbau, Kürzungen
und  Steuererhöhungen  sein,  um  die  Aufrüstung  der  Bundeswehr  zu
finanzieren.

•Keinen Cent für die imperialistische Politik, für die Bundeswehr! Nein zum
100-Milliarden-Programm der Ampel-Koalition!
•Die  Kosten  der  Preissteigerung  müssen  die  Herrschenden  zahlen!  Wir
wollen weder hungern, noch frieren für ihren Krieg!
•Enteignung  des  Energiesektors  und  anderer  Preistreiber_innen  unter
Arbeiter_innenkontrolle!  Übernahme  gestiegener  Lebenshaltungskosten  der
Arbeiter_innenklasse,  der  Rentner_innen,  von  Erwerbslosen  durch
Besteuerung  des  Kapitals!
•Keine Profite mit dem Morden: Verstaatlichung der Rüstungsindustrie und
Umwandlung  in  z.B.  die  Produktion  von  Beatmungsgeräten  unter
Arbeiter_innenkontrolle!

3.  Nein  zu  Putins  Angriffskrieg!  Solidarität  mit  der  ukrainischen
Bevölkerung und Antikriegsbewegung in Russland!

Eine Antikriegsbewegung, die diesen Namen verdient, muss die Invasion in
der  Ukraine  verurteilen,  den  sofortigen  Abzug  der  Truppen  und  die
Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der Ukraine fordern (genauso
wie von der Ukraine jenes der Krim und des Donbass zu verlangen ist). Eine
Bewegung, die glaubwürdig gegen die Politik der NATO-Mächte kämpfen
will, darf zum russischen Imperialismus nicht schweigen. Gleichzeitig dürfen



wir die Kräfte in Russland, die gegen den Krieg kämpfen, nicht isolieren,
sondern sollten sie unterstützen.

•Sofortiger Abzug der russischen Armee! Solidarität mit der ukrainischen
Bevölkerung, Anerkennung ihres Rechts auf Selbstverteidigung gegen die
Invasion!
•Solidarität  mit  der  Antikriegsbewegung und  der  Arbeiter:innenklasse  in
Russland;  Verbreitung  der  Aktionen  gegen  den  Krieg;  Freilassung  aller
Festgenommen!
•Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger_innenrechte für alle
–  finanziert  durch  den  Staat;  Integration  der  Geflüchteten  in  den
Arbeitsmarkt,  Aufnahme  in  die  Gewerkschaften!

4. Politischer Massenstreik und Massendemonstrationen gegen jede
direkte NATO-Intervention!

Sollten die NATO-Länder zu einer direkten militärischen Intervention z. B.
durch  die  Errichtung  von  Flugverbotszonen  schreiten,  muss  die
Arbeiter_innenklasse unmittelbar gegen diese Eskalation mobilisiert werden,
um mit einem politischen Streik bis hin zum Generalstreik die gefährliche
Katastrophe zu verhindern und die Kriegstreiberei zu stoppen! Wie sinnvoll
solche Aktionen sind, zeigen schon jetzt Arbeiter_innen in Belarus, Italien
oder Griechenland, die die Lieferung von Waffen verhindert haben, indem sie
s i c h  w e i g e r t e n ,  d i e s e  z u  l i e f e r n .  D i e  A b l e h n u n g  j e d e r
Klassenzusammenarbeit,  jeder  Unterstützung  der  Regierung  und  ihrer
militärischen und wirtschaftlichen Interessen ist nicht nur unerlässlich im
Kampf gegen den „eigenen“ Imperialismus, den Hauptfeind im eigenen Land.
Sie schafft zugleich auch die besten Voraussetzungen für den Aufbau einer
internationalen Antikriegsbewegung – insbesondere auch in Russland und in
der  Ukraine.  Wenn  sich  die  Lohnabhängige  und  wir  Jugendlichen  in
Deutschland  und  anderen
westlichen Ländern gegen die eigenen Regierung stellen, untergraben wir
auch  den  reaktionären  völkisch-nationalistischen  großrussischen
Nationalismus.



Sonntag  13.  März:  Gegen  die
Aufrüstung!  Nein  zum  Krieg!
Weder Putin noch NATO!
Klassenkämpferischer und antiimperialistischer Block zur Großkundgebung
in Berlin für Frieden und Solidarität für die Menschen in der Ukraine

Sonntag, 13.3. 11.45 Uhr Alexanderplatz
Treffpunkt: vor dem Cubix-Kino
Beim Treffpunkt der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften

Seit  zwei  Wochen  dauert  der  Angriff  der  russischen  Streitkräfte  auf
ukrainische Städte und Dörfer an. Über 1,5 Millionen Menschen sind bereits
geflohen. Putins reaktionärer Krieg muss sofort gestoppt und die Truppen
zurückgezogen  werden.  Geflüchtete  benötigen  ein  volles  Einreise-,
Aufenthalts-  und  Arbeitsrecht,  ohne  jegliche  rassistische  Segregation.

Der Krieg ist  kein Krieg zwischen Diktatur und Demokratie,  sondern ein
Ringen um kapitalistische Einflusssphären. Die EU und die NATO sind kein
Ausweg! Die Länder Osteuropas dienen auch für die deutsche Industrie als
Niedriglohnländer  und  Absatzmärkte,  während  der  Internationale
Währungsfond die Ukraine zu Sparmaßnahmen und Privatisierungen zwingt.
Es braucht die internationale Solidarität der Arbeiter:innenbewegung, um
sich  überall  gegen  die  kriegerische  Eskalation,  Ausbeutung  und
Unterdrückung  zu  wehren.

Wir stellen uns deshalb nicht nur gegen Putins Einmarsch, sondern auch
gegen jede Intervention der NATO. Wir lehnen entschieden den neuen Kurs
der deutschen Außenpolitik ab, der eine massive Aufrüstung der Bundeswehr
und stärkere deutsche Beteiligung an internationalen Konflikten und Kriegen
bedeutet.
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Wir begrüßen, dass die Gewerkschaften zu Mobilisierungen gegen den Krieg
aufrufen – wir lehnen jedoch scharf ab, dass sie sich hinter die Sanktionen
stellen,  die  letztlich  die  Lebensbedingungen  der  russischen  Bevölkerung
zerstören  und  zugleich  die  Gefahr  der  Eskalation  des  Kriegs  erhöhen.
Sanktionen sind kein friedliches Mittel, sondern nur eine andere Form der
Kriegsführung!

Als Gewerkschafter:innen und Linke sind wir ebenso der Meinung, dass wir
dem deutschen Militarismus nicht einmal den kleinen Finger geben dürfen:
Es  reicht  nicht  aus,  wie  es  der  DGB  tut,  die  Aufrüstung  „kritisch“  zu
beurteilen  –  wir  müssen  sie  auf  das  schärfste  ablehnen!  Nein  zum 100
Milliarden Euro Sonderhaushalt, nein zur Erhöhung der Militärausgaben auf
das NATO 2 Prozent Ziel!

Nichts Gutes kann für die Menschen in der Ukraine und für die Völker der
Welt kommen, wenn der deutsche Imperialismus aufrüstet. Deshalb brauchen
wir eine starke Kampagne gegen Krieg und Aufrüstung, die in den Betrieben,
Schulen  und  Unis  und  auf  der  Straße  eine  klassenkämpferische  und
antiimperialistische Antwort auf die Politik der Regierung und der Bosse
liefert.

Russische Truppen raus aus der Ukraine!
Schluss mit NATO-Kriegsvorbereitungen!
Keine Aufrüstung der Bundeswehr! Milliarden für die Pflege, Bildung
und Klima statt für Kriege!
Keine Waffenlieferungen oder Sanktionen von EU und USA!
Für die Aufnahme ALLER Geflüchteten!
Solidarität mit den Protesten in Russland gegen den Krieg!

Bisherige Unterzeichner:innen
Gruppe ArbeiterInnenmacht
MLPD Berlin
linksjugend [’solid] Nord-Berlin
REVOLUTION – kommunistische Jugendorganisation
Revolutionäre Internationalistische Organisation / Klasse Gegen Klasse
Revolutionär Sozialistische Organisation



Rot Feministische Jugend Berlin
SDS FU Berlin
Young Struggle Berlin

Wenn ihr auch unterschreiben wollt,  dann meldet euch bei Klasse Gegen
Klasse:
https://www.klassegegenklasse.org/sonntag-13-maerz-gegen-die-aufruestung-
nein-zum-krieg-weder-putin-noch-nato/

Klassenkampf statt Querdenken
Dies  ist  ein  Flyer,  der  in  Berlin  auf  den  Gegenprotesten  zu  den
„Montagsspaziergängen“  verteilt  wird.

Seit mehreren Monaten treibt die rechtsoffene, verschwörungsideologische
Bewegung  „Querdenken“  verstärkt  ihr  Unwesen  in  deutschen  Städten.
Häufig tritt diese in Form der sogenannten Montags-Spaziergänge, welche in
Wahrheit  als  Spaziergang  getarnte  und  unangemeldete  Demonstrationen
sind, auf. Querdenken ist eine Querfront, also eine Bewegung, in der sich
verschiedene  politische  Gruppen  aktiv  zusammenschließen,  welche  sich
eigentlich konträr gegenüberstehen. So besteht Querdenken einerseits aus
esoterischen Hippies, ultra-liberalen FDP-Wähler_Innen und andererseits aus
handfesten Nazis, welche sich seit Beginn der Bewegung 2020 immer mehr
in den Vordergrund gestellt und spätestens seit den Montagsspaziergängen
vor allem im Osten Deutschlands die Führung übernommen haben.

Die „Kritik“ der Querdenker_Innen an den Corona-Maßnahmenbezieht sich
weniger  auf  konkrete,  teils  auch  kritikwürdige  Regelungen,  die  zur
Eindämmung der Pandemie getroffen wurden.  Vielmehr argumentiert  die
Bewegung  mittels  absurder,  oftmals  antisemitisch  angehauchter,
Verschwörungsmythen á la „Great Reset“. Kernaussage ist hier häufig, dass
es in Wahrheit gar keine Pandemie gäbe, sondern lediglich die Mächtigen
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sich verschworen haben und dem Volk glauben machen wollen, es bestünde
eine in Wahrheit nichtexistierende Gefahr. So wird zum Beispiel gerne von
einer  „Corona-Diktatur“  gesprochen  und  die  Maßnahmen  zur
Pandemiebekämpfung werden mit dem Hitlerfaschismus verglichen. Eines
der ekelhaftesten Beispiele hierfür sind die „Ungeimpft-Sterne“,  die viele
Querdenker_Innen in Anlehnung an die zur Kenntlichmachung von Jüd_Innen
genutzten „Judensterne“ tragen, was eine unfassbare Verhöhnung der Opfer
des Holocausts ist.

Gleichzeitig  erschwert  die  Existenz  der  Querdenker_Innen-Bewegung den
Weg  für  eine  sinnvolle  und  antikapitalistische  Kritik  an  den  Corona-
Maßnahmen, da es nun ein Leichtes ist, jede Person, die ein Wort gegen die
aktuelle Pandemie-Politik sagt,  in die verschwörungsideologische Ecke zu
stellen. Doch zu kritisieren gibt es vieles: Seien es die unverhältnismäßigen
Ausgangssperren,  die  Tatsache,  dass  man  sich  teilweise  nicht  mit  zwei
Freund_Innen  treffen  durfte,  aber  mit  hundert  anderen  Menschen  am
Arbeitsplatz  arbeiten  musste,  oder  die  Strategie  der  Regierung,  ohne
ernsthaften  Schutz  um jeden  Preis  den  Regelunterricht  an  den  Schulen
fortzusetzen,  wodurch  Kinder  und  Jugendliche  der  Durchseuchung
ausgesetzt werden. Ganz zu schweigen von der Tatsache, dass der Biontech-
Konzern es  der  BRD verboten (!)  hat,  überzählige Impfdosen an ärmere
Länder zu spenden, um den eigenen Profit nicht zu gefährden.

Wir fordern also:

Sofortige  Aufhebung der  Patente  auf  Impfstoffe  und somit  freien
Zugang zu diesen für ALLE Länder, damit sich das Virus nirgendwo
auf der Welt mehr ungestört verbreiten kann!
Finanzierung der Krisenkosten durch Besteuerung auf die Vermögen
der Reichsten, die ihr Vermögen in der Krise verdoppelt haben!
Rekommunalisierung  der  Gesundheitsversorgung  und  Enteignung
der großen Krankenhaus-Konzern wie Asklepios oder Vivantes und
somit  ein  Ende  des  profitorientierten  Gesundheitssystems,  sowie
damit einhergehend die sofortige Abschaffung der Fallpauschale und
der Profitpflicht für öffentliche Krankenhäuser!
Für  eine  drastische  Erhöhung  der  Löhne  für  Pfleger_Innen  um



mindestens 50% und die Zahlung eines Corona-Bonus von jeweils
5.000 Euro für die beiden Pandemie-Jahre 2020 und 2021, sowie die
Einstellung von neuen Pflegekräften zur Entlastung!
Sicherheit  in  Schulen  und  am  Arbeitsplatz,  ein  Ende  der
Durchseuchung der Schulen und eine Rückkehr zum Fernunterricht,
sobald es die pandemische Lage erfordert, sowie ein bundesweites
Aussetzen  der  Präsenzpflicht  bis  zum Ende des  Schuljahres.  Alle
werden versetzt! Für Beschäftigte in nicht gesellschaftlich relevanten
Bereichen muss die Möglichkeit bestehen, bei sehr hohen Inzidenzen
in einen voll bezahlten Urlaub zu gehen.
Einen sofortigen Ausbau der PCR-Test-Kapazitäten und kostenlose
PCR-Tests für alle: Im Moment stehen nahezu keine PCR-Tests mehr
zur Verfügung, was dazu führt, dass die Kontaktnachverfolgung bei
weiter steigenden Inzidenzen unmöglich wird.

Zusätzlich wollen wir darauf aufmerksam machen, dass es das kapitalistische
Wirtschaftssystem ist, welches eine Krise durch das Virus in diesem Ausmaß
erst ermöglicht hat. Da im derzeitigen System der Profit über Bedürfnisse
gestellt wird, wurde das Gesundheitssystem jahrzehntelang kaputtgespart; es
war Deutschland „nicht möglich“, die nicht notwendige Produktion für einige
Wochen herunterzufahren, um die Pandemie einzudämmen. Zudem waren
Pharmakonzerne  trotz  Milliardensubventionen  aus  Steuergeldern  nicht
bereit,  zum  Wohle  aller  auf  fette  Rendite  zu  verzichten.  Während  die
reichsten 10 Männer ihr Vermögen verdoppelt haben, sind 150 Millionen
Menschen weltweit in die Armut gestürzt. Und vermutlich wird das erst der
Anfang sein, denn die Wirtschaftskrise, die auf die Gesundheitskrise folgt,
hat das Potential die Krise von 2009 bei weitem zu übertreffen. Die Inflation
hat jetzt bereits die 5% erreicht, was bedeutet, dass die Reallöhne weiter
fallen werden, während Mieten und Preise für Gas und Benzin steigen. Dazu
kommen dann  auch  noch  zu  allem Übel  Politiker_Innen,  wie  der  Grüne
Özdemir, die auch noch die Lebensmittelpreise erhöhen wollen. Bei all diesen
Krisen, die sich immer weiter zuspitzen, muss uns als Lohnabhängigen klar
sein:  Der  Kapitalismus  ist  die  Krise!  Nur  in  einem System jenseits  des
Kapitalismus, in einer rätedemokratisch verwalteten Planwirtschaft, können
wir diese Krisen lösen! Nur der Sozialismus ist in der Lage ein System zu



schaffen, in dem nicht mehr der Profit einiger weniger zählt, sondern die
Bedürfnisse  vieler!  Was  uns  dabei  nicht  helfen  wird,  sind  rechte,  auf
Verschwörungsmythen basierende, Scheinlösungen, die das wahre Problem
verkennen und im Gegenteil eine noch unsolidarischere Politik fordern.

Schulstreik in Wien!
Unsere Genoss_innen vor Ort berichten, was abging…

Es ist  ein sonniger Vormittag und vor  dem BRG (Bundesrealgymnasium)
Schuhmeierplatz (Wien, 16. Bezirk, Ottakring) sammeln sich junge Leute. Mit
Masken und Abstand wird heute gestreikt, um klar ein Zeichen gegen die
Pandemiepolitik  der Regierung zu setzen und für  eine Erleichterung der
Matura (in Deutschland: Abitur) zu kämpfen. Speziell die Forderung nach
einer  freiwilligen  mündlichen  Matura  steht  im  Mittelpunkt.  Viele  tragen
Schilder mit der Aufschrift #wirstreiken.

Der  Warnstreik  heute  wurde  von  der  Aks,  der  sozialdemokratischen
SchülerInnenorganisation,  organisiert.  Es  stehen  aber  auch  viele  andere
SchulsprecherInnen  dahinter,  die  sich  in  einem  offenen  Brief  an  die
Regierung und den Stadtschulrat gewandt haben. Eine Durchseuchung der
Schulen, wie sie gerade stattfindet, wird dabei klar abgelehnt.

Die  Stimmung  ist  gut,  auch  wenn  es  etwas  kalt  ist.  Es  sind  nicht  nur
MaturantInnen da, sondern viele aus niedrigeren Schulstufen, die sich für
ihre KollegInnen einsetzen, aber auch wissen, dass es sie in den nächsten
Jahren genauso treffen kann.

„Mir fehlt einfach die Motivation zu lernen. Seit Pandemiebeginn muss ich
die ganze Zeit mit Unsicherheiten kämpfen. Wie soll man sich da aufs Lernen
konzentrieren?“  fragt  eine  Schülerin.  Eine  andere  meint,  dass  die
Regierungspolitik,  was  Bildung  angeht,  mit  dem  Wort  „unorganisiert“
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beschrieben werden kann. „Das Pandemiemanagement der Regierung und
die Art, wie unterrichtet wird, scheint planlos. Es wirkt nicht so, als würde
sich irgendwer um unsere Meinung scheren“, meint sie.

Ganz oft wird auch ein bisschen scherzhaft die Notwendigkeit der Matura
selbst in Frage gestellt. Warum soll eine punktuelle Leistung den Rest des
Lebens weiter bestimmen, fragen viele. Durch die Pandemiesituation fallen
immer mehr Widersprüche im österreichischen Schul- und Bildungssystem
auf.

Der  Anlass  des  Schulstreiks  ist  die  Corona-Politik  an  Schulen.  Wir
unterstützen die Forderungen der streikenden SchülerInnen und finden die
im  offenen  Brief  der  SchulsprecherInnen  angesprochenen  Probleme  und
Lösungen richtig. Der Streik wirft jedoch eine Reihe an Schwierigkeiten auf,
die  tiefer  sitzen und langfristigere Lösungen brauchen als  den zentralen
Slogan einer freiwilligen mündlichen Matura und eines besseren Umgangs
mit  den  Corona-Fällen  an  Schulen.  Vor  al lem  die  mangelnde
Berücksichtigung der Perspektive von SchülerInnen wird momentan umso
deutlicher sichtbar. Es gibt kaum Mitspracherecht für sie und es wird seit
Pandemiebeginn über ihre Köpfe hinweg entschieden. Der Streik ist folglich
eine gute Möglichkeit,  sich endlich Gehör zu verschaffen.  Die Forderung
nach einer  freiwilligen mündlichen Matura  ist  ein  guter  Startpunkt.  Das
reicht  aber  bei  weitem noch  nicht  aus.  Prüfungsmodi  müssen  nicht  nur
angepasst,  sondern  auch  neu  erdacht  werden.  Die  Schülerunion,  die
SchülerInnenorganisation der ÖVP, und die Aks sammeln sich beide hinter
der Forderung nach einer freiwilligen mündlichen Matura, aber es wird nicht
darüber gesprochen, wie es mit  den nächsten Klassen weitergehen wird.
Jedes Jahr wird es schwieriger werden,  den verpassten Stoff  aufzuholen.
Aber nicht nur das Lernen leidet, sondern auch die Psyche. Nach 2 Jahren
Pandemie sind die Auswirkungen klar zu sehen. Viele Jugendliche weisen
depressive Symptome auf und das liegt nicht nur an Social Distancing. Der
Leistungsdruck  in  den  Schulen,  die  Unsicherheiten,  wie  es  in  Zukunft
weitergeht,  die  Angst,  dass  man  selbst  oder  nahestehende  Leute  krank
werden, das alles belastet junge Menschen. Es zeigt sich, wie diese Art der
Ausbildung Menschen in diesem System schadet, und mit den Streiks auch,



dass sich SchülerInnen das nicht  mehr so einfach gefallen lassen! Diese
Situation sollte genutzt werden, um nicht einem veralteten Bildungssystem
hinterherzulaufen,  sondern  neue  Vorschläge  mit  den  SchülerInnen
gemeinsam  zu  entwickeln.

Neben den Problemen beim Lernen und Abprüfen des Stoffes gibt es auch
immer noch keine Lösung, wie man SchülerInnen vor Ansteckung schützen
kann. Eine Durchseuchung der Schulen ist die momentane Strategie. Das ist
einfach ein Schlag ins Gesicht für alle, die jetzt zwei Jahre auf viel verzichtet
haben, um die Pandemie einzudämmen. Die Regierung schert sich nicht um
die Gesundheit  junger  Menschen.  Deshalb müssen wir  uns selbst  darum
kümmern!  SchülerInnen,  LehrerInnen  und  Personal  sollten  gemeinsam
entscheiden  können,  welche  Maßnahmen  zusätzlich  für  ihren  Standort
gesetzt  werden  und  welche  Umstellung  im  Lehrbetrieb  notwendig  und
sinnvoll ist. Natürlich braucht es auch eine zentrale Planung und richtiges
Pandemiemanagement, aber von dieser Regierung können wir das momentan
nicht  erwarten.  Deshalb  müssen  wir  weiterhin  Druck  aufbauen,  bis  sie
endlich die richtigen Maßnahmen setzt.

Um  diesen  Druck  organisiert  aufzubauen,  braucht  es  mehr  als  nur
Schulstreiks.  Wir  fordern,  dass  sich  SchülerInnen  an  ihren  Schulen  zu
Komitees zusammenschließen, die gemeinsam Forderungen erarbeiten und
d a m i t  a u c h  i h r e  S c h u l e  z u  A k t i o n e n  m o b i l i s i e r e n .  D i e
SchülerInnenorganisationen der Parteien (SU, Aks, Verde, … ) bleiben leider
oft hinter der Ziellinie zurück, einfach weil sie doch oft abhängig sind von der
Politik, die ihre Mutterparteien machen. Deshalb braucht es unabhängige
SchülerInnenpolitik  und  Selbstorganisierung.  Zeitgleich  sollten  auch
gemeinsam  mit  den  beteiligten  Organisationen  Schulstreiks  organisiert
werden. Dafür braucht es ein Bündnis und nicht nur einzelne Gruppen, die
isoliert oder in losen Zusammenschlüssen arbeiten.

Wir fordern:

*  Abschaffung  der  Matura  und  Ersetzen  durch  demokratisch  mit
SchülerInnen  erarbeitete  Schulabschlusskriterien!



*  Bessere  psychische  Unterstützung,  speziell  für  durch  die  Pandemie
entstandene  Belastungen,  am  Schulstandort!

* Mehr Fachpersonal, um besser mit Distance Learning umgehen zu können
und medizinische Betreuung zu gewährleisten!

*  SchülerInnenkomitees,  die  gemeinsam  die  Streiks  organisieren  und
Forderungen  demokratisch  entscheiden!

* Für ein linkes Schulstreikbündnis, um gemeinsam schlagkräftig handeln zu
können!

Am 26. Januar geht es weiter mit dem nächsten Schulstreik!

S t r e i k e n  w i r  d i e s e  M a t u r a b e d i n g u n g e n  u n d  d i e s e s
Pandemiemissmanagement  weg!

Solidarität  mit  den
Arbeiter_Innen  und
Jugendlichen in Kasachstan!
Artikel von der Gruppe Arbeiter_innenmacht zu den Protesten in Kasachstan

Seit Jahresbeginn erschüttern Massenproteste das Land. Sie begannen am
Sonntag,  den  2.  Januar,  in  Schangaösen inmitten  der  westlichen Region
Mangghystau,  das  das  Zentrum  der  für  die  Wirtschaft  des  Lands
entscheidenden Öl- und Gasindustrie bildet. Getragen wurden die Aktionen
und die Bewegung von den Beschäftigten (und zehntausenden Arbeitslosen)
dieser Industrie.

Bereits am 3. Januar wurde die gesamte Region Mangghystau von einem

https://onesolutionrevolution.de/solidaritaet-mit-den-arbeiter_innen-und-jugendlichen-in-kasachstan/
https://onesolutionrevolution.de/solidaritaet-mit-den-arbeiter_innen-und-jugendlichen-in-kasachstan/
https://onesolutionrevolution.de/solidaritaet-mit-den-arbeiter_innen-und-jugendlichen-in-kasachstan/


Generalstreik  erfasst,  der  auch  auf  die  Nachbarregion  Atyrau  übergriff.
Innerhalb  weniger  Stunden  und  Tage  inspirierten  und  entfachten  sie
Massenproteste in anderen städtischen Zentren  wie Almaty (ehemals Werny,
danach Alma-Ata), der größten Stadt des Landes, und selbst in der neuen
Hauptstadt  Nur-Sultan (vormals  Astana).  Diese nahmen die  Form lokaler
spontaner Aufstände an.

Unmittelbar entzündet hat sich die Massenbewegung, die sich, ähnlich wie
die  Arabischen Revolutionen,  rasch zu  einem beginnenden Volksaufstand
entwickelten, an der Erhöhung der Gaspreise zum Jahreswechsel, da deren
bis dahin geltende Deckelung aufgehoben wurde. Die Ausgaben für Gas, das
von der Mehrheit der Bevölkerung für Autos, Heizung und Kochen verwendet
wird, verdoppelten sich praktisch über Nacht.

Die  Bewegung  entwickelt  sich  innerhalb  kurzer  Zeit  von  Streiks  und
Protesten gegen die drastischen Erhöhungen der Preise zu einer gegen die
autoritäre  kapitalistische  Regierung.  Von  Beginn  an  spielten  die
Lohnabhängigen  der  zentralen  Industrien  eine  Schlüsselrolle  im  Kampf,
letztlich das soziale und ökonomische Rückgrat der Bewegung. So berichtet
die Sozialistische Bewegung Kasachstans nicht nur sehr detailliert über die
Ausweitung  der  Streikbewegung  in  einer  Erklärung  zur  Lage  im  Lande
(http://socialismkz.info/?p=26802;  englische  Übersetzung  auf:
https://anticapitalistresistance.org/russian-hands-off-kazakhstan/),  sondern
auch  über  eine  Massenversammlung  der  ArbeiterInnen,  wo  erstmals  die
Forderung nach dem Rücktritt des Präsidenten erhoben wurde:

„In  Schangaösen  selbst  formulierten  die  ArbeiterInnen  auf  ihrer
unbefristeten Kundgebung neue Forderungen – den Rücktritt des derzeitigen
Präsidenten  und  aller  Nasarbajew-Beamten,  die  Wiederherstellung  der
Verfassung von 1993 und der  damit  verbundenen Freiheit,  Parteien und
Gewerkschaften zu gründen, die Freilassung der politischen Gefangenen und
die  Beendigung  der  Unterdrückung.  Der  Rat  der  Aksakals  wurde  als
informelles Machtorgan eingerichtet.“ (ebda.)

http://socialismkz.info/?p=26802
https://anticapitalistresistance.org/russian-hands-off-kazakhstan/


Zuckerbrot und Peitsche
Die  Staatsführung  unter  dem  seit  zwei  Jahren  amtierenden  Präsidenten
Tokajew reagierte auf die Protestbewegung mit Zuckerbrot und Peitsche, mit
Zugeständnissen und brutaler Repression.

Um  die  Bevölkerung  zu  beschwichtigen,  wurden  die  Erhöhungen  der
Gaspreise schon zurückgenommen. Außerdem traten die Regierung und bald
danach auch der Vorsitzende des Sicherheitsrates, der ehemalige Präsident
Nursultan  Nasarbajew  zurück.  Diese  Veränderungen  sind  jedoch  rein
kosmetischer Art. Nachdem der Regierungschef Askar Mamin abgedankt hat,
werden die Amtsgeschäfte von dessen ehemaligem Stellvertreter  Alichan
Smailow weitergeführt. Nasarbajew, der das Land rund 30 Jahre autokratisch
regiert hat und weiter Vorsitzender der regierenden Partei Nur Otan (Licht
des Vaterlandes) ist, die über eine Dreiviertelmehrheit im Parlament verfügt
(76 von 98 Sitzen), trat zwar vom Amt des Vorsitzenden des Sicherheitsrates,
einer Art Nebenpräsident, zurück. Diese Funktion übernahm nun jedoch auch
sein Nachfolger Tokajew.

Vor allem aber reagierte der Präsident auf die anhaltenden Massenproteste,
auf die Besetzung öffentlicher Gebäude und die drohende Entwicklung eines
Aufstands zum Sturz der herrschenden Elite auch mit massiver Repression.

Die  Proteste  in  Städten  wie  Almaty,  die  von  Beginn  an  viel  mehr  den
Charakter von Emeuten hatten, wurden brutal unterdrückt. Mehrere Dutzend
Menschen wurden getötet. Die Regierung selbst spricht davon, dass bis zum
6. Januar 26 „bewaffnete Kriminelle“ liquidiert worden seien. Mehr als 3 000
wurden festgenommen, Tausende verletzt.

Damit gibt das Regime nicht nur selbst zu, dass es über Leichen geht, um
seine Macht, seine „Ruhe und Ordnung“ wiederherzustellen. Es tut auch, was
alle kapitalistischen Regierungen, alle repressiven Regime anstellen, wenn
ihre  Macht  gefährdet  ist:  Diffamierung  der  Massenbewegung  als
„Kriminelle“,  „TerroristInnen“  und  legitimiert  damit  die  Verhängung  des
Ausnahmestandes (vorerst  bis  19.  Januar),  den Einsatz von Schusswaffen
gegen Protestierende, die Abschaltung von Messengerdiensten wie Signal



und WhatsApp und von Internetseiten. Die sog. Antiterroreinsätze sollen laut
Präsident Tokajew bis zur „kompletten Auslöschung der Kämpfer“ dauern.
Um diese Operation auch mit aller Brutalität durchziehen zu können, ruft er
die große imperialistische Schutzmacht Russland zu Hilfe. Und die kommt
prompt mit 3000 SoldatInnen, die im Rahmen der „Organisation des Vertrags
über  kollektive  Sicherheit“  (OVKS)  helfen sollen,  die  „verfassungsmäßige
Ordnung“ wiederherzustellen. Sie sollen Regierungsgebäude und kritische
Infrastruktur  schützen  und  haben  auch  das  Recht,  ihre  Schusswaffen
einzusetzen.

Ursachen der politischen Krise
Angesichts  dieser  Zusammenballung  der  Kräfte  des  Regimes,  seines
Staatsapparates und seiner Verbündeten droht eine brutale Unterdrückung
der Massenbewegung. Dies wäre nicht das erste Mal in der Geschichte des
Landes.  Über  Jahrzehnte  regierte  Nasarbajew  mit  eiserner  Hand.  Die
politische Macht wurde faktisch bei einer kleinen Oligarchie konzentriert, die
das Wirtschaftsleben des Landes kontrolliert, darunter die reichen Öl- und
Gasfelder, große strategische, wichtige weitere Rohstoffvorkommen wie auch
den Finanzsektor.

Seine Macht stützt das Regime auf die Kontrolle des Staatsapparates, die
Staatspartei Nur Otan, die faktische Ausschaltung unabhängiger Medien und
jeder  nennenswerten  Opposition.  Selbst  die  sog.  Kommunistische  Partei
wurde 2015 gerichtlich verboten.

Neben der Repression stützte sich die kasachische Pseudodemokratie aber
auch jahrelang auf ein Wachstum der Wirtschaft.  Der Öl-  und Gasexport
bildet bis heute ihr Rückgrat. Hinzu gesellt sich der Bergbau. Kasachstan ist
mittlerweile der größte Uranproduzent der Welt und verfügt über weitere
wichtige Rohstoffvorkommen (Mangan, Eisen, Chrom und Kohle).

Über Jahre expandierte die kasachische Ökonomie und galt als wenn auch
autoritäres Wirtschaftswunderland unter den ehemaligen Sowjetrepubliken,
was  nicht  nur  den  Ausbau  wirtschaftlicher,  politischer  und  militärischer
Beziehungen zu Russland und China zur Folge hatte, sondern auch große



westliche InvestorInnen gerade in  der  Öl-  und Gasindustrie  anzog (z.  B.
Exxon, ENI). Letztlich stellt das Land jedoch einen wichtigen halbkolonialen
Verbündeten  Russlands  dar,  das  keinesfalls  einen  Sturz  dieses  Regimes
zulassen kann.

Doch die globale Finanzkrise traf das Land schon recht hart, weil Kasachstan
auch  ein  im  Vergleich  zu  anderen  halbkolonialen  Ländern  gewichtiges
Finanzzentrum in Almaty hervorbrachte. 2014/15 machten sich jedoch vor
allem die sinkenden Öl- und Gaspreise auf dem Weltmarkt bemerkbar. Die
Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts brachen ein. Das Land macht im
Grunde eine Phase der wirtschaftlichen Stagnation seit  Mitte der 2010er
Jahre durch, während der Pandemie und Krise schrumpfte das BIP.

Wie  in  vielen  Ländern,  deren  Staatseinnahmen  wesentlich  aus
Rohstoffexporten und der Grundrente stammen, ging die Entwicklung des
kasachischen  Kapitalismus  mit  einer  extremen  Form  der  sozialen
Ungleichheit einher. Die aus der ehemaligen Staatsbürokratie stammende,
neue Schicht von KapitalistInnen monopolisierte faktisch den Reichtum des
Landes. Jahrelang ging diese Bereicherung jedoch auch mit Investitionen in
andere Sektoren (z. B. Ausbau der Infrastruktur, von Verkehrswegen) einher
und einer Alimentierung der Massen, deren Lebenshaltungskosten z. B. über
die Deckelung der Gaspreise relativ gering gehalten wurden.

Doch  seit  Jahren  wird  dies  für  den  kasachischen  Kapitalismus  immer
schwieriger aufrechtzuerhalten. Die Herrschenden wollen keinen Cent an die
Armen  abgeben.  Im  Gegenteil,  sie  drängen  im  Chor  mit  westlichen
WirtschaftsexpertInnen darauf, deren „Privilegien“ (!) zu streichen und die
Wirtschaft weiter zu liberalisieren. Dafür versprechen sie Investitionen in der
Öl- und Gasindustrie oder im Bergbau, um veraltete Anlagen zu erneuern
oder neue Abbaustätten zu erschließen.

Besonders drastisch stellt sich daher die soziale Ungleichheit im Land gerade
dort dar, wo der Reichtum geschaffen, produziert wird. Während sich die
ChefInnen  der  kasachischen  Energie-  und  Bergbauunternehmen  und  die
Staatsführung regelrechte Paläste bauen lassen, schuften die Beschäftigten
auf  den  Öl-  und  Gasfeldern  –  und  das  oft  unter  lebensgefährlichen



Bedingungen.  Viele warten oft  monatelang auf  ihre Löhne,  zehntausende
ArbeiterInnen in der Öl- und Gasindustrie sind mittlerweile arbeitslos.

Dass die Bewegung in den Regionen Westkasachstans ihren Ausgang in Form
einer gigantischen Streikwelle nahm, ist kein Zufall. Schon 2011 kam es zu
einer riesigen Streikwelle der ÖlarbeiterInnen, die blutig niedergeschlagen
wurde. Dabei kamen Menschenrechtsorganisationen zufolge 70 Streikende
ums Leben, 500 wurden zum Teil schwer verletzt. Doch trotz dieser extremen
Repression hielten sich unabhängige, illegale oder halblegale Strukturen der
ArbeiterInnenklasse in diesen Regionen. Aufgrund drohender Entlassungen,
der Nichtauszahlung von Löhnen nahmen auch in den letzten Monaten des
Jahres 2021 Streiks und Arbeitskämpfe in der Öl- und Gasindustrie zu.

Daraus erklären sich auch die Unterschiede zwischen der Bewegung in den
industriellen  Zentren  in  Westkasachstan,  die  von  den  Lohnabhängigen
getragen werden und die sich des Streiks – und damit kollektiven Aktionen
der ArbeiterInnenklasse – als Hauptkampfmittel bedienen, und an anderen
Orten.  Von  größter  Bedeutung  ist  jedoch,  dass  deren  Forderungen
mittlerweile  längst  über  betriebliche  und  gewerkschaftliche  Fragen
hinausgegangen sind und auch einen politischen Charakter – Rücktritt des
Präsidenten, Freilassung der politischen Gefangenen – angenommen haben.

Zum  Teil  schwappen  diese  auch  in  andere  Regionen  über.  In  anderen
städtischen Zentren entwickelte sich die Bewegung viel stärker als eine Art
Straßenaufstand, als Aufruhr  verarmter Schichten, von Jugendlichen, aber
auch  Lohnabhängigen,  die  aus  ländlichen  Regionen  in  die  Zentren
migrierten. Diese Wut und Empörung nimmt gerade, weil diese Schichten
weniger organisiert sind, auch einen politisch unklareren, diffusen Charakter
an.  Dennoch  ist  diese  Bewegung  auch  ein  genuiner  Ausdruck  der
Massenempörung  gegen  ein  despotisches,  autoritäres  kapitalistisches
Regime.  Dass  solche  Emeuten  auch  mit  Formen  des  Vanadalismus
einhergehen, dass sich auch deklassierte, unpolitische Elemente oder gar
staatliche ProvokateurInnen „anschließen“,  ist  nichts  Ungewöhnliches  für
solche  scheinbar  spontanen,  in  Wirklichkeit  jedoch  sich  schon  lange
vorbereitenden Eruptionen des Volkszorns. Entscheidend ist hier, ob diese
Wut zu einer organisierten Kraft werden kann – und das hängt vor allem



davon  ab,  ob  die  ArbeiterInnenklasse,  allen  voran  die  Öl-  und
GasarbeiterInnen,  dieser  eine  politische  Führung  geben  können.

Blutige Abrechnung droht
Die wirklichen „Kriminellen“ sind jedoch nicht auf den Straßen von Nur-
Sultan oder anderen städtischen Zentren zu finden, sondern in Palästen der
Reichen  und  BürokratInnen,  in  den  Generalstäben  der  Armee  und
Repressionskräften, die eine blutige Abrechnung mit den Aufständischen und
vor  allem  auch  mit  den  streikenden  und  kämpfenden  ArbeiterInnen
vorbereiten.

Leute wie Nasarbajew und Tokajew haben sich längst entschieden, wie sie
die Krise zu lösen gedenken. Der Präsident spricht von 20.000 „Banditen“,
die auszumerzen gelte, Armee und Polizei wurde der Schießbefehl erteilt. Die
Herrschenden wollen die Bewegung in Blut ertränken – und zwar nicht nur
den Aufruhr in den Städten,  sondern auch,  ja  vor allem die Streiks und
Strukturen  der  ArbeiterInnenklasse  in  den  Industrieregionen.  Schließlich
wissen  sie  nur  zu  gut,  dass  sich  hier  eine  soziale  Kraft,  eine
Klassenbewegung formiert, die ihnen wirklich gefährlich werden kann.

Die ArbeiterInnen der großen Industrieregionen und andere Schichten der
Lohnabhängigen (z. B. TransportarbeiterInnen) können das Land lahmlegen.
Sie können so auch die Repressionsmaschinerie zum Stoppen bringen – und
möglicherweise  auch  untere  Teile  des  Repressionsapparates,  einfache
SoldatInnen zum Wechsel der Seiten verlassen oder paralysieren. Auch diese
Gefahr  drängt  das  Regime  zum  Handeln  und  erklärt  auch,  warum  es
russische  Truppen  angefordert  hat,  deren  bloße  Anwesenheit  auch  die
Disziplin  potentiell  „unsicherer“  kasachischer  Repressionskräfte,  von
PolizistInnen  oder  SoldatInnen,  sicherstellen  soll.

Daher  werden  die  nächsten  Tage  auch  für  die  Bewegung  von  größter
Bedeutung  sein.  Um die  Repressionsmaschinerie  zu  stoppen,  braucht  es
einen landesweiten Generalstreik. Dazu müssen wie in den Regionen der Öl-
und Gasindustrie Vollversammlungen der Beschäftigten, aber auch in den
Wohnvierteln  organisiert  und ArbeiterInnenkomitees  gewählt  werden,  die



den Kampf organisieren und zu einem Aktionsrat auf kommunaler, regionaler
und landesweiter Ebene verbunden werden.

Angesichts der Repression müssen sie Selbstverteidigungsstrukturen bilden,
die  diesen  Räten  untergeordnet  und  in  der  Lage  sind,  die  bisher
unorganisierten Emeuten in Städten wie Nur-Sultan durch organisierte, in
den Betrieben und Wohnvierteln verankerte Strukturen zu lenken.

Zugleich braucht es unter den einfachen SoldatInnen, den unteren Rängen
der  Polizei  eine  Agitation,  sich  dem  Einsatz  gegen  die  Bevölkerung  zu
verweigern, eigene Ausschüsse zu wählen und dem mörderischen Regime die
Gefolgschaft  aufzukünden.  Die  kasachischen  und  russischen
Repressionskräfte  müssen  aus  den  Städten  und  ArbeiterInnenbezirken
zurückgezogen werden. Die OVKS-Truppen sollen das Land verlassen, die
Gefangenen der letzten Tage müssen auf freien Fuß gesetzt werden.

Ein solcher Generalstreik und eine Bewegung, die ihn stützt, würde zugleich
unwillkürlich die Machtfrage in Kasachstan aufwerfen.

Das  bedeutet  auch,  dass  die  Streik-  und  Massenbewegung  und  deren
Koordinierungsorgane selbst zu einem alternativen Machtzentrum werden
müssen,  das  das  oligarchische  Regime  stürzen  und  durch  eine
ArbeiterInnenregierung ersetzen kann – eine Regierung, die nicht nur die
despotische Pseudodemokratie  abschafft,  sondern auch die kapitalistische
Klasse enteignet, in deren Interesse dieses Regime regiert. Dazu bedarf es
der Enteignung der großen Industrie, der Öl- und Gasfelder, der Bergwerke,
der  Finanzinstitutionen  unter  ArbeiterInnenkontrolle  und  der  Errichtung
eines demokratischen Notplans zur Reorganisation der Wirtschaft und zur
Sicherung der Grundbedürfnisse der Massen.

Nein zu jeder imperialistischen Einmischung!
Internationale Solidarität jetzt!
Die  Massenbewegung  rückte  Kasachstan  auch  ins  Zentrum  einer
Weltöffentlichkeit, die die Verbrechen des Regimes Nasarbajew und seines
Nachfolgers Tokajew über Jahrzehnte faktisch totgeschwiegen hatte.  Was



bedeutet schon die Unterdrückung und Ermordung von Streikenden, wenn
dafür Profite reichlich in die Taschen, kasachischer, russischer, chinesischer,
aber  auch  US-amerikanischer,  italienischer,  deutscher  und  britischer
Konzerne  fließen?

Das kasachische Regime mag demokratische Rechte verletzt, JournalistInnen
und die Opposition unterdrückt haben – das wichtigste „Menschen“recht, das
auf freien Handel und Wirtschafts„reformen“ brachte das Regime sehr zum
Wohlgefallen aller ausländischen Mächte voran.

Natürlich war und ist Kasachstan vor allem eine Halbkolonie Russlands –
zumal  eine,  die  über  Jahrzehnte  nicht  nur  politisch eng verbunden war,
sondern  von  deren  Markt  und  Ressourcen  der  wirtschaftlich  schwache
russische  Imperialismus  sogar  ökonomisch  profitieren  konnte.  Hinzu
kommen die Mitgliedschaft in der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) und
der OVKS und die Bedeutung Baikonurs (in Südkasachstan) für die russische
Raumfahrt. Darüber hinaus macht die geostrategische Lage des Landes es zu
einem wichtigen Schild  Russlands  vor  einer  weiteren Destabilisierung in
Zentralasien.  Kein  Wunder  also,  dass  dieses  voll  in  den  Chor  der
„Terrorbekämpfung“  einstimmt  und  seinem  Verbündeten  beispringt.

Ironischerweise verfolgten und verfolgen aber nicht nur China, sondern auch
die  meisten  westlichen  imperialistischen  Länder  ein  Interesse  an  der
Stabilität Kasachstans – sei es zur Sicherung ihrer ökonomischen Interessen,
ihrer  Investitionen,  aber  auch  zur  Stabilisierung  des  Landes  gegen
„islamistischen  Terror“.  Der  ehemalige  britischer  Regierungschef  Blair
fungierte gar über Jahre als Berater Nasarbajews im Umgang mit westlichen
Medien,  insbesondere  für  den  Fall  von  Aufstandsbekämpfung.  Außerdem
kooperierte Kasachstan jahrelang bei der US/NATO-Besatzung Afghanistans.

Daher fallen die westlichen Stellungnahmen zur Lage in Kasachstan bisher
vergleichsweise  verhalten  aus.  So  erklärte  der  US-Außenminister  Antony
Blinken in einem Gespräch mit  dem kasachischen Amtskollegen Mukhtar
Tleuberdi  „die  volle  Unterstützung  der  Vereinigten  Staaten  für  die
verfassungsmäßigen Institutionen Kasachstans und die Medienfreiheit“. Aus
der EU kommt wie oft der unverbindliche Aufruf zur „Mäßigung“ auf allen



Seiten. Klarer ist hier schon der Ostausschuss der Deutschen Wirtschaft und
dessen  Vorsitzender  Oliver  Hermes,  der  gegenüber  der  Presse  erklärte:
„Eine  schnelle  Beruhigung  der  Lage  ist  unabdingbar,  um  weiteres
Blutvergießen,  eine  Destabilisierung  des  Landes  und  damit  auch  eine
Beschädigung  des  Wirtschafts-  und  Investitionsstandorts  Kasachstan
a b z u w e n d e n . “
(https://www.fr.de/politik/kasachstan-unruhen-tote-demonstration-gas-preise-
proteste-flughafen-putin-russland-news-aktuell-zr-91219297.html)  Über
deutsche  Waffenexporte  im  Wert  von  rund  60  Millionen,  die  im  letzten
Jahrzehnt an das Regime geliefert wurden und jetzt auch gegen die Massen
eingesetzt  werden,  hüllen  sich  die  Regierung  und  UnternehmerInnen  in
Schweigen.

Die  relative  Zurückhaltung  des  Westens  lässt  sich  freilich  nicht  nur
ökonomisch  erklären.  Sicherlich  spielt  dabei  auch  ein  geostrategisches
Tauschkalkül  eine  Rolle.  Russland  kann  in  Kasachstan  die  blutige
Niederschlagung der Aufständischen unterstützen (und damit auch westliche
InvestorInnen  absichern).  Zugleich  verlangt  man  dafür  ein
„Entgegenkommen“ in der Ukraine oder wenigstens Stillschweigen zu deren
weiterer  Aufrüstung  und  Zurückhaltung  bei  einem  möglichen  NATO-
unterstützten  Angriffe  der  Ukraine  auf  die  Donbass-Republiken.

Umso dringender ist es, dass die internationale ArbeiterInnenklasse und die
Linke ihre Solidarität mit der Massenbewegung in Kasachstan auf die Straße
tragen.

Nein  zur  Niederschlagung gegen die  Massenbewegung!  Sofortige
Aufhebung  des  Ausnahmezustandes  und  aller  Einschränkungen
demokratischer  Rechte!  Freilassung  aller  politischen  Gefangenen!
Nein  zur  russischen  Intervention!  Sofortiger  Abzug  aller  OVKS-
Truppen! Stopp aller Waffenliegerungen!
Internationale  Solidarität  mit  der  ArbeiterInnenklasse  und
Protestbewegung!
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